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Meinen Eltern 



"Pluralistisch ist nicht ein Staat, 

der nur pluralistisch, 

pluralistisch ist ein Staat, 

der auch pluralistisch ist." 

Ernst Fraenkel 
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Teil I: Entwicklungen und Tendenzen im Rundfunkwesen 

A. Geschichte des Rundfunkwesens bis zu seiner Dualisierung 

L Der Begriff Rundfunk 

"Rundfunk" ist heute ein allgemein geläufiger Begriff. Diese Tatsache be
ruht nicht zuletzt auf seiner grundrechtlichen Verankerung in Art. 5 I 2 GG. 
Sein historischer Ursprung ist unklar. Überwiegend wird der damalige Staats
sekretär im Reichspostministerium Dr.-lng. Hans Bredow als derjenige ge
nannt, der den Begriff 1921 eingeführt haben soll.1 Nach Lerg hingegen soll 
Bredow den Terminus Rundfunk bereits 1919 verwandt haben.2 Demnach ist 
von einem früheren Entstehungszeitpunkt als allgemein behauptet auszuge
hen. 

Vereinzelt wird nicht Bredow sondern Postrat Thurn als Erfinder des 
Rundfunkbegriffs genannt. 3 Diese Aussagen müssen nicht unbedingt wider
sprüchlich sein, da der Begriff selbst von Thum stammen könnte, er aber von 
Bredow als deutsche Bezeichnung für die neue technische Errungenschaft ein
geführt wurde. 4 

Der Wortteil "Funk" geht auf die Entdeckung elektromagnetischer Schwin
gungen zurück, die Heinrich Hertz 1888 durch Funkenentladungen erzeugte -
eine längst überholte Methode.5 "Rund" bezieht sich auf die Reichweite der 
elektromagnetischen Wellen, die mit ihrer Nachricht beliebig viele Aufnahme
stellen erreichen können. 

So wenig bewiesen das historische Herkommen des Rundfunkbegriffs ist, 
besteht auch über seinen Inhalt Streit. Die gegenwärtigen Schwierigkeiten lie
gen darin, eine Rundfunkdefinition zu finden, die dem dynamischen Charakter 
dieses Mediums gerecht wird. Dabei hat dieser theoretische Streit in der Praxis 
vor allem Auswirkungen auf die Verteilung der Gesetzgebungskompetenzen 
im Bereich der Medien. 

1 Kurt E. Fischer, Dokumente S. 70; Pohle, Rundfunk S. 20; Bredow, Weg S. 8. 
2 Lerg, Entstehung S. 20. 
3 Nesper, Rundfunk S. 101, der diese Bezeichnung kritisiert. 
4 Dafür spricht, daß Bredow selbst in seinem Buch nur behauptet, den Begriff 

Rundfunk 1921 "eingeführt" zu haben, siehe Bredow, Ätherwellen n S. 152. 
5 Bredow, Rundfunk S. 9. 
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11. Anfänge des deutschen Rundfunkwesens 

1. Die erste Rundfunksendung 

Die Verbreitung von Rundfunk begann mit der "Radio-Stunde-AG", die am 
29. Oktober 1923 gesendet wurde.6 Sie wurde möglich durch einen vorerst 
mündlichen Vertrag, den das Reichspostrninisterium und das Reichsministeri
um des Inneren mit der Programmgesellschaft "Deutsche Stunde" für den 
Berliner Bezirk geschlossen hatten.7 Zuvor mußte aber das Verbot, drahtlose 
Sendungen zu empfangen, aus dem Weg geräumt werden, das man aus staatli
chen SicherheitsgrüDden erteilt hatte. Im Spätsommer 1923 hatte man diesbe
züglich eine Kompromißlösung erreicht, derzufolge ein abgegrenzter Wellen
bereich für die Öffentlichkeit freigegeben worden war. 8 

Auch die technische Entwicklung wurde durch die Deutsche Reichspost 
gefOrdert, die Anfang 1919 den telegraphischen Rundfunk einführte,9 bevor 
im August 1921 der telephonische Rundfunk folgte. Die schlechte Wirt
schafts lage der Reichspost, mitverursacht durch die hohe Inflation, erforderte 
eine privatrechtliche Finanzierung. Geldgeber waren öffentliche Körperschaf
ten wie Industrie- und Handelskammern sowie Privatunternehmen. 1o 

2. Organisation des Rundfunks 

Die Rundfunkorganisation ist auf Hans Bredow zurückzuführen. Innerhalb 
des Zeitraumes vom 29. 10. 1923 bis zum 10. 10. 1924 wurden in Deutschland 
neun privatrechtliche Rundfunkgesellschaften gegründet, 11 denen von der 
Reichspost die Konzessionen erteilt wurden. Am 15. Mai 1925 vereinten sich 
fünf dieser Rundfunkgesellschaften zur Reichsrundfunkgesellschaft (RRG).12 

6 Eckner, in: Jahrbuch des Postwesens 1964, S. 9, 12; Bredow, Ätherwellen n 
S.223. 

7 Bausch, Rundfunk S. 26. 
8 Magnus, Rundfunk S. 15; Bausch, Rundfunk, S. 27. 
9 Bredow, Rundfunk S. 9. 
10 Bredow, Rundfunk S. 29; Magnus, Rundfunk S. 17. 
11 Funk-Stunde AG Berlin (29. 10. 1923); Mitteldeutsche Rundfunk AG Leipzig (1. 

3. 1924); Deutsche Stunde in Bayern GmbH München (30. 3. 1924); Südwestdeutscher 
Rundfunkdienst AG Frankfurt am Main (30. 3. 1924); Nordische Rundfunk AG Ham
burg (2. 5. 1924); Süddeutsche Rundfunk AG Stuttgart (10. 5. 1924); Schlesische 
Funkstunde AG Breslau (26.5. 1924); Ostmarken Rundfunk AG Königsberg in Preu
ßen (14. 6. 1924); Westdeutsche Rundfunk AG Köln (10. 10. 1924). Die Deutsche 
Welle GmbH Berlin als zehnte Rundfunkgesellschaft wurde erst am 7. I. 1926 gegrün
det. 

12 Lerg, Entstehung S. 248. 
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Ihr schlossen sich die übrigen mit Ausnahme der bayerischen Rundfunkgesell
schaft an, um eine einheitliche Interessenvertretung zu schaffen. 13 Zugleich 
sollte sie die Einnahmen des Rundfunks kontrollieren, die aus öffentlichen 
Gebühren bestanden. Sie wurden durch die Reichspost aufgrund des Telegra
phengesetzes erhoben. 

Wegen der wirtschaftlichen Abhängigkeit zur Reichspost traten die Gesell
schaften im März 1926 51 Prozent des Reichsrundfunkgesellschaftskapitals 
kostenlos an die Deutsche Reichspost ab. 14 Damit sicherte sich die Reichspost 
entscheidenden Einfluß auf die Gesellschaften. Mit Wirkung zum 1. März 
1926 wurden gleichzeitig die Genehmigungsbedingungen für die Rundfunkge
sellschaften neu geregelt. 15 Danach wurden Überwachungsausschüsse und 
Kulturbeiräten errichtet, die bei der Programmgestaltung mitwirken sollten. 

1932 wurde dieser Einfluß der Reichspost zugunsten des Reichsministeri
ums des Inneren wieder abgeschwächt. In den neuen Leitsätzen fiir den 
Rundfunk wurde neben dem Rundfunkkommissar des Reichspostministers ein 
weiterer Rundfunkkommissar vom Reichsministerium des Inneren berufen. 
Während der erste den Vorsitz im Verwaltungsrat der RRG innehatte, leitete 
der zweite den Programmbeirat der RRG und bestimmte die Programmgestal
tung mit. 16 Sämtliche Privatanteile an Rundfunkgesellschaften gingen auf die 
öffentliche Hand über. Die Anteile der Reichsrundfunkgesellschaft erhielten 
zu 49 Prozent die Länder, zu 51 Prozent blieben sie bei der Reichspost. I? 

3. Der Rundfunk im Nationalsozialismus als staatliches Instrument 

Dies waren bereits Vorstufen für eine Verstaatlichung des Rundfunks, die 
den Nationalsozialisten nach ihrer Machtergreifung 1933 den Weg damr eb
nete, den Rundfunk als Propagandainstrument zu nutzen. Joseph Goebbels er
kannte frühzeitig die globalen Möglichkeiten des Rundfunks. Daher lag es in 
seinem Interesse, die Empfangsmöglichkeiten des Rundfunks zu vergrößern. IR 

Allein von 1933 bis 1939 stieg die Zahl der Rundfunkteilnehmer von 4 auf 10 
Millionen. 19 Gleichzeitig wandte sich der "Vater des Rundfunks" Hans Bre
dow vom Rundfunk ab: Noch am 30. Januar 1933 bat er um seine Entlassung; 

13 Magllus, Rundfunk S. 18; Bausch, Rundfunk S. 58. 
14 Bredow, RWldfunk S. 29. 
15 "Genehmigung zur Benutzung einer Funksendeanlage der Deutschen Reichspost 

für die Zwecke des Unterhaltungsrundfunks" , abgedruckt bei Bredow, Rundfunk 
S. 31 tr. 

16 Bausch, Rundfunk S. \04. 
17 Magnus, Rundfunk S. 23; Eckner, in: Jahrbuch des Postwesens 1964, S. 9,26. 
18 Nesper, Rundfunk S. 12\. 
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